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Der Verfassungsenfwurf und Reaktionen
Wenn der politische Re­

formprozeß erfolgreich ver­
läuft, wird Thailand noch in 
diesem Jahr eine neue Ver­
fassung bekommen; bis dahin 
sind jedoch noch einige Hin­
dernisse zu überwinden.

Der erste Entwurf der Ver­
fassung, der von einer Ar­
beitsgruppe der Verfassungs- 
Versammlung geschrieben 
wurde, sieht unter anderem 
folgende Änderungen vor:

* Neben 400 Abgeordneten 
des Parlaments (Unterhaus), 
die nach dem Mehrheitswahl­
system aus den Wahlkreisen 
hervorgehen, sollen 100 Ab­
geordnete aus einer Parteien­
liste gewählt werden.

* Der Senat soll kleiner wer­
den (161 Senatoren) und 
mehrheitlich direkt vom Volk 
gewählt werden. Ein kleinerer 
Teil von Akademikern sowie 
Rechts- und Verwaltungsex­
perten soll von einem Aus­
wahlkomitee ernannt werden. 
Im Gegensatz zu den Unter­
hausabgeordneten sollen die 
Senatoren keiner Partei ange­
hören, müssen mindestens 40 
Jahre alt sein und einen 
Hochschulabschluß vorweisen 
können.

* Der Premierminister muß 
gewählter Parlamentsabge­
ordnetersein.

* Die Zahl der Minister wird 
auf insgesamt 50 begrenzt; sie 
müssen weiterhin nicht ge­
wählte Parlamentarier sein 
und darüber hinaus müssen

Parlamentsabgeordnete bei 
Übernahme eines Ministerpo­
stens ihren Parlamentssitz 
aufgeben.

* Die Wahlen sollen von ei­
ner auf neun Jahre ernannten 
Wahlkommission organisiert 
und überwacht werden; der 
Urnengang soll obligatorisch 
gemacht werden (Wahlpflicht).

Die Verfassungsversamm­
lung soll die endgültige Versi­
on des Verfassungsentwurfs 
im August verabschieden und 
dem Parlament zur Abstim­
mung übergeben. Sollte das 
Parlament den Enwurf ableh­
nen, ist ein Referendum vor­
gesehen.

Erste Reaktionen des Pre­
mierministers Chavalit sowie 
aus den Reihen des Senats 
machen die Zustimmung un­
gewiß. Chavalit kritisierte zwar 
nicht direkt den Inhalt des 
Entwurfs, distanzierte sich je­
doch vom Reformprozeß, in­
dem er jede Verantwortung 
seiner Regierung für den Aus­
gang der Parlamentsabstim­
mung ablehnte. Den Abgeord­
neten der Koalitionsparteien 
stehe.es frei, nach ihrem Ge­
wissen zu entscheiden. Kritik 
am Inhalt des Verfassungs­
entwurfs kam aus den Reihen 
des Senats. Senatssprecher 
Meechai Ruchuphan sagte 
beispielsweise, die Zahl der 
Senatoren sei zu klein und die 
Direktwahl werde die Senato­
ren unter den politischen Ein­
fluß der Parteien bringen. Der

Senat müsse aber weiterhin 
unabhängig bleiben. Senatorin 
Srisawang Puawongpat stellte 
jedoch klar, daß es sich dabei 
nicht um eine offizielle ableh­
nende Position des Senats ge­
handelt habe, sondern lediglich 
um die persönliche Haltung 
einiger Senatoren zu umstrit­
tenen Punkten des Entwurfs.

Kritik kam auch von Parla­
mentsabgeordneten; Par­
lamentspräsident Wan Muha- 
mad Nor Matha hob dagegen 
die positiven Punkte hervor, so 
die Verbesserung der Situation 
der individuellen Rechte und 
Freiheiten sowie die Dezen­
tralisierung durch Direktwahl 
lokaler Verwaltungsgremien. 
Kritik übte Wan Mohamad 
allerdings an dem Vorschlag, 
gewählte Parlamentsabgeord­
nete zur Rückgabe dieses 
Amts bei Übernahme eines 
Ministerpostens zu zwingen.

Vertreterinnen der Frauen­
bewegung befürworteten den 
Entwurf wegen des klaren 
Verbots der Diskriminierung 
von Frauen und wegen der 
vorgesehenen Möglichkeit, 
daß Bürgerinitiativen - zum 
Beispiel die Frauenbewegung 
- mit 50.000 Unterschriften 
Gesetzesvorschläge und 
-änderungen einbringen kön­
nen. Die thailändische Presse 
nahm den Verfassungsentwurf 
ebenfalls überwiegend positiv 
auf.

vgl.: BP Online Constitution Special, 
März 1997, BP Online 7.5.1997, 
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Illegales Holzfällen in 
Kambodscha

Nach Informationen der 
Nichtregierungsorganisation 
Global Witness haben thai­
ländische Unternehmen in 
Kambodscha wiederholt illegal 
Holz geschlagen. In diese Ak­
tivitäten seien thailändische 
Politiker und das Militär ver­
wickelt gewesen. Ferner warf 
die Organisation mit Sitz in 
London der thailändischen 
Regierung in einer Pressemit­
teilung vom 5.2.1997 vor, 
diese Verstrickungen vertu­
schen zu wollen.

Nach den Informationen von 
Global Witness, die auf Inter­
views und geheimen Kama- 
raaufnahmen im kambod­
schanisch-thailändischen 
Grenzgebiet beruhen, haben 
thailändische Firmen illegal 
mehr als 120.000 Kubikmeter 
Holz nach Thailand importiert. 
Diese Importe seien illegal, 
weil die neun beteiligten Fir­
men keinen Vertrag mit der 
kambodschanischen Regie­
rung abgeschlossen hatten, 
der den Einschlag genehmigt 
hätte. Der jetzige thailändische 
Premierminister Chavalit sei 
von den Einschlägen voll in­
formiert gewsen.

Sowohl Chavalit als auch 
der Ex-Premierminister Ban- 
harna Silapa-archa haben 
inzwischen jede Beteiligung an 
den illegalen Holz-Geschäften 
bestritten.

vgl.: BPW 14.2.1997

Pension für Narong 
Kittikachorn

Premierminister Chavalit 
bewilligte Narong Kittikachorn 
Anfang April eine Militärpen­
sion, mußte diesen Beschluß 
jedoch aufgrund öffentlicher 
Proteste wenige Tage später 
zurücknehmen. Narong wird 
vorgeworfen, im Oktober 1973 
den Waffeneinsatz gegen De­
monstranten der Demokra­
tiebewegung befohlen zu ha­
ben. Nach der Absetzung der 
Militärregierung wenige Tage 
später mußte er das Land 
verlassen und kehrte 1976 
zurück. Der Beschluß des 
Premierministers, ihm eine 
Militärpension zuzubilligen (es 
handelt sich um einen relativ 
kleinen Betrag von 3700 Bäht 
monatlich) war zwar rechtlich 
einwandfrei, führte aber wegen 
seiner politischen und symbo­
lischen Bedeutung umgehend

zu vielfältigen Protesten. Auf­
grund dieser Proteste - zum 
Teil auch aus den Reihen der 
Regierung - zog Chavalit 
seinen Beschluß zurück. Es 
wird angenommen, daß Na­
rong einen erneuten Versuch 
unternommen hätte, sein 1973 
beschlagnahmtes Vemögen 
zurückzuerhalten, falls der 
Pensionsbeschluß ohne öf­
fentlichen Aufschrei wirksam 
geworden wäre.

Narong bestritt in einem In- 
teriew seine Verantwortung für 
den Waffeneinsatz gegen De­
monstranten und sagte, mit 
der Rücknahme des Pensi­
onsbeschlusses stehe die 
Regierung des Mobs höher als 
das Gesetz: "Ich bedaure es, 
als Thailänder geboren zu sein 
und solch einer Situation ge­
genüberstehen zu müssen, ich 
kann mich auf keinerlei Gesetz 
verlassen."

vgl.: BP Online 6.4.1997

Erleichterter Land­
erwerb für Ausländer

Für eine weitere Stimulation 
ausländischer Investitionen in 
Thailand hat das Kabinett zwei 
Gesetzesentwürfe vorgelegt, 
die die rechtlichen Bestim­
mungen, unter denen Aus­
länder Grundbesitz erwerben 
können, lockern sollen. Das 
eine Gesetzesvorhaben sieht 
vor, Ausländern, die mehr als 
eine Mio. US-Dollar in Thai­
land investieren, mit vorheriger 
Genehmigung des Innenmini­
steriums zu erlauben, Grund­
stücke bis zu einer Größe von 
1 Rai (0.05 ha) zu privaten 
Zwecken zu erwerben.

in dem anderen Gesetzes­
vorhaben soll der Zugang zu 
Besitz von Eigentumswohn­
anlagen (condominius) für 
Ausländer erleichtert werden. 
Durften bisher höchstens 40 
Prozent der Einheiten einer

Eigentumswohnanlage in 
Händen von Ausländern bzw. 
von ausländischen Firmen 
sein, so soll durch den Entwurf 
diese Beschränkung völlig 
aufgehoben werden.

Das Kabinett beauftragte 
zusätzlich die betreffenden 
Behörden, weitere Möglich­
keiten zu überprüfen, die Be­
stimmungen für den Landbe­
sitz durch Ausländer zu kom­
merziellen bzw. industriellen 
Zwecken zu lockern. Im Mo­
ment sind nur diejenigen aus­
ländischen Investoren und 
ausländischen Investment- 
Projekte berechtigt, Grund­
stücke zur Unterbringung ihrer 
Produktionsanlagen zu besit­
zen, die bestimmte Kriterien 
des Board of Investment er­
füllen. Beide Gesetzesent­
würfe wurden an das Parla­
ment weitergeleitet.

vgl. Press Release ofthe Royal Thal 
Consulate-General Berlin, 5/2540

südostasien Informationen 2/97 Thailand 19



TflnlML^G®
Projekt zur 
Erweiterung des 
Flughafens von 
Bangkok

Das Projekt zur Erweiterung 
des Bangkoker Flughafens 
nimmt konkrete Formen an. 
Die thailändische Luftwaffe, 
die über ein Jahrhundert mit 
ihren Haupteinrichtungen auf 
einem dem Flughafen an­
grenzenden Gelände behei­
matet war, hat mit dem Aus­
zug begonnen und wird das 
Gelände dann der Airport 
Authority of Thailand (AAT) 
übergeben.

Das 120 Rai (sechs Hektar) 
große Gelände soll zusätzli­
chen Platz für Taxi-Wege, 
einem Vorfeld für die Flughalle 
und zusätzliche Passagier- 
Terminals schaffen. Das Pro­
jekt, dessen Kosten sich vor­
aussichtlich auf 11,96 Milliar­
den Bäht (470 Mio. US-Dollar) 
belaufen werden, soll bis zum 
Jahre 2000 fertiggestellt sein.

Das Projekt ist ein Teil des 
Plans, mit dem die Regierung 
der rapide steigenden Nutzung 
des Bangkok International 
Airports Herr werden will, 
während der Bau eines zwei­
ten internationalen Flughafens 
für Bangkok bei Nong Ngu 
Hao im Südosten der Stadt 
erwartet wird.

Nach Beendigung der Er­
weiterung im Jahr 2000 wird 
der derzeitige Flughafen 65- 
70 Flüge pro Stunde abwickeln 
können, bisher lag die Kapa­
zität nur bei 50 Flügen pro 
Stunde. Die erweiterte Kapa­
zität des Flughafens wird 
voraussichtlich den steigenden 
Bedarf bis ins Jahr 2007 dec­
ken können.

Auch auf dem Gebiet der 
Flugsicherheit hat die thailän­
dische Luftfahrt Fortschritte zu 
verzeichnen. Thailands Flug­
sicherheit wurde von der Fe­
deral Aviation Administration 
(FAA) der USA im April 1997 
in die erste Kategorie einge­
stuft.

Die FAA führte in ihrer Be­
wertung an, daß in Thailand 
die von der International Civil 
Aviation Organization (ICAO) 
aufgestellten Standards für 
Flugsicherheit in der Lizen- 
sierung und Überwachung von 
Flugzeugen voll erfüllt werden.

vgl. Press Release of the Royal Thai 
Consulate-General Berlin, 5/2540

Finanzkrise: Börsen­
geschäfte suspendiert

Ein Teil der Börsenge­
schäfte wurde Anfang März 
auf Anordnung des Finanzmi­
nisters Amnuay vorüberge­
hend suspendiert, weil minde­
stens ein Dutzend Banken und 
Finanzunternehmen ihre Fi­
nanzkapazität überzogen hat­
ten und vor dem Bankrott 
standen. Nach seiner Ent­
scheidung machte Amnuay die 
Namen von zehn Unterneh­
men in dieser Situation öffent­
lich, die insgesamt 8,2 Milli­
arden Bäht benötigten, um ihre 
Krise zu überwinden. Vize- 
Finanzminister Chayarat kriti­
sierte Amnuay scharf dafür die 
Namen betroffener Unterneh­
men zu veröffentlichen. Die 
wirtschaftliche Krise führte 
auch zu politischen Span­
nungen innerhalb der Regie­
rungskoalition zwischen der 
New Aspiration Party und der 
Chart Pathana Party.

Proteste des "Forums 
der Armen"

Das "Forum der Armen" hat 
seinen Protest vor dem Re­
gierungsgebäude nach 99 
Tagen beendet, nachdem es 
zu einer Einigung mit der Re­
gierung gekommen war. Das 
Forum ist angetreten, um die 
Interessen der armen ländli­
chen Bevölkerung zu vertre­
ten. Im März und im Oktober 
1996 hatte es bereits Proteste 
gegeben, die jeweils nach 
Verhandlungen mit der Re­
gierung beendet wurden. Die

Chatichai für Parteien- 
Zusammenschluß

Chatichai Choonhavan, 
ehemaliger Premierminister 
und gegenwärtiger Präsident 
der Chart Pathana Partei, hat 
während seiner Geburtstags­
feier im April den Zusam­
menschluß seiner Partei mit 
Chart Thai vorgeschlagen. 
Chart Pathana hatte sich 1992 
nach dem Mai-Massaker als 
neutrale Partei im Kampf zwi­
schen den militärfreundlichen 
Parteien und den prodemo­
kratischen, militärkritischen 
Parteien von Chart Thai ab­
gespalten. Chart Thai konnte 
als Mitglied der Koalition, die 
den damaligen Oberbe­
fehlshaber Suchinda an die 
Macht gebracht hatte, eindeu­
tig als pro-miltärisch identifi­
ziert werden.

vgl.: BP Online 18.4.1997

Erfahrung, daß die damaligen 
Versprechen der Regierung 
nicht oder nur teilweise erfüllt 
wurden, führten diesmal zu 
besonders langwierigen Ver­
handlungen, bevor das Forum 
bereit war, das Regierungs­
angebot anzunehmen.

Während des Protests ha­
ben Vertreter des Forums ein 
oder zwei Mal wöchentlich mit 
Regierungsvertretern ver­
handelt. Ein konkretes Ergeb­
nis ist, daß 6.766 Familien, die 
von den Staudammprojekten 
Rasi Salai, Sirondhorn und 
Pak Mul betroffen sind, finan-

Faliender Baht-Kurs: 
Singapur hilft

Um einen weiteren Verfall 
des Baht-Kurses zu verhin­
dern, haben die Zentralbanken 
Thailands und Singapurs am
14.5. erstmals gemeinsame 
Aktionen ergriffen. Der Kurs 
des Bäht hatte mit 26,3 Bäht 
pro Dollar den schwächsten 
Stand in diesem Jahrzehnt 
erreicht. Obwohl es sich nicht 
um direkte finanzielle Unter­
stützung, sondern lediglich um 
"technische Hilfe" gehandelt 
hat, ist diese Zusammenarbeit 
bedeutend im Zusammenhang 
mit Bestrebungen in Richtung 
einer stärkeren Kooperation 
der Zentralbanken der Region. 
Ein wichtiger Grund für den 
Eingriff war die Befürchtung, 
daß eine Abwertung des Bäht 
auch die Wechselkurse des 
malaysichen Ringgit und der 
indonesischen Ruppiah beein­
flussen könnte.

vgl.: Financial Times, 15.5.1997

ziell entschädigt werden. Von 
Umsiedlungsplänen betroffene 
Familien in Forstreservaten 
dürfen ihren Wohnsitz behal­
ten. Zahlreiche Spenden ha­
ben dem Forum die Organisa­
tion des langen Protests er­
möglicht: die Organisatoren 
bestritten jedoch Gerüchte, 
nach denen die ländlichen 
Protestteilnehmer mit bis zu 50 
Bäht pro Tag für ihre Teil­
nahme entlohnt worden seien.

vgl.: BP Online 13.3.1997, 4.5.1997

vgl. BP Online 4.3.1997, 5.3.1997
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